
DDR angeeigneten Kulturguts. Mit keinem Wort erwäh-
nen Sie die weitere Erforschung und Aufarbeitung des 
SED-Unrechts.

Und nun kommen wir zum Höhepunkt Ihres Antrags: 
Sie sprechen von „historisch begründeten Standortnach-
teilen Ostdeutschlands“. Mit keinem Wort nennen Sie 
den historisch begründeten Standortnachteil Ostdeutsch-
lands beim Namen: die SED, deren Nachfolgepartei Sie 
sind.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – 
Ulrich Thoden [Die Linke]: Was ist denn mit 
der Ost-CDU?)

Ich hatte erwartet, dass Sie das in der Debatte nachholen, 
nachdem Sie das nicht niederschreiben wollten.

(Zuruf des Abg. Christian Görke [Die Linke])
Das haben Sie mit keinem Wort getan. Aber wahrschein-
lich hätten Sie damit uns alle überrascht.

Die deutsche Einheit ist in ihrer Gesamtheit eine Er-
folgsgeschichte, eine Erfolgsgeschichte, an der wir wei-
terarbeiten werden und auch müssen. Wir werden unsere 
Bundesrepublik Deutschland weiter aufbauen, weiter 
ausgestalten in Freiheit und Einheit. Aber dieser Antrag 
hilft uns dabei nicht. Deswegen lehnen wir ihn ab.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit und Glück auf!
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 

Fraktion Die Linke auf Drucksache 21/2031 mit dem 
Titel „35 Jahre Deutsche Einheit – Gleichwertige Lebens-
verhältnisse in Ost wie West jetzt umsetzen“. Wer stimmt 
für diesen Antrag? – Das ist die Fraktion Die Linke. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind alle übrigen Fraktionen. Der 
Antrag ist damit abgelehnt.

Ich rufe jetzt auf die Tagesordnungspunkte 36a und 
36b: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Beschleunigung der Vergabe öffentlicher 
Aufträge 

Drucksache 21/1934
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Verteidigungsausschuss 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
beschleunigten Planung und Beschaffung 
für die Bundeswehr 

Drucksache 21/1931

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Verteidigungsausschuss 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vorgesehen.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Die erste Rednerin 
in dieser Debatte ist für die Bundesregierung Gitta 
Connemann, Parlamentarische Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Wirtschaft und Energie.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Gitta Connemann, Parl. Staatssekretärin bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Kennen 
Sie die Friesenbrücke in Leer,

(Franziska Hoppermann [CDU/CSU]:  
Na klar!)

zerstört von einem Frachter? Unsere Region wurde zer-
rissen. Es brauchte zehn Jahre, diese Brücke wiederzuer-
öffnen.

(Franziska Hoppermann [CDU/CSU]:  
Unfassbar!)

Diese Eisenbahnbrücke steht exemplarisch für öffent-
liche Bauprojekte in unserem Land. Wenn Bund, Land, 
Kommunen bauen, dann dauert es zu lange, dann ist es zu 
kompliziert und auch zu teuer. Der Investitionsstau ist 
groß bei Kasernen, Straßen, Schulen und Kitas. Mit 
dem Sondervermögen Infrastruktur haben wir jetzt zwar 
die Mittel; aber damit die Bagger auch rollen können, 
muss die öffentliche Hand schneller investieren dürfen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dafür stellen wir mit dem Vergabebeschleunigungsgesetz 
die Weichen. Wir vereinfachen öffentliche Beschaffung, 
wir beschleunigen öffentliche Verfahren, wir schaffen 
Bürokratie ab und entlasten damit übrigens die öffent-
liche Verwaltung und die Wirtschaft um insgesamt 
380 Millionen Euro, allein die Wirtschaft um 100 Millio-
nen Euro. Das ist ein Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das geht mit mehr Eigenerklärungen statt Nachweis-
pflicht, mit der Möglichkeit der Direktvergabe bis 
50 000 Euro, mit der Digitalisierung von Nachprüfungen, 
den Erleichterungen für Sicherheitsbehörden, mit der 
Stärkung von KMU, von jungen Unternehmen durch bes-
sere Finanzierungsbedingungen, auch durch mehr Ne-
benangebote. Das zeigt: Wir machen Ernst mit der Be-
schleunigung, aber – und das ist mir als Beauftragte der 
Bundesregierung für den Mittelstand außerordentlich 
wichtig – nicht zulasten des Mittelstandes.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Armand Zorn [SPD])

Die Bundesregierung bekennt sich klar zum Grundsatz 
der mittelstandsfreundlichen Vergabe. Deshalb halten wir 
auch an der Mittelstandsklausel fest. Wir wissen nämlich, 
dass 98 Prozent der Bauunternehmen in Deutschland we-
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niger als 100 Mitarbeiter beschäftigen, 90 Prozent der 
Planer übrigens weniger als 50 Mitarbeiter und viele Ar-
chitekturbüros sogar weniger als 10 Mitarbeiter. Eine 
faire Vergabe ist für diese kleinen und mittleren Betriebe 
existenziell. Deshalb ist es aus Sicht der Bundesregierung 
wichtig, dass es beim Losgrundsatz bleibt. Eine Gesamt-
vergabe kann dennoch stattfinden: aus technischen und 
wirtschaftlichen Gründen, bei dringlichen Investitionen, 
beim Sondervermögen auch aus zeitlichen Gründen, aber 
begrenzt und nur für Aufträge oberhalb der EU-Schwel-
lenwerte. Denn wir wollen nicht, dass zukünftig Kon-
zerne Mittelständler verdrängen. Die Losvergabe bleibt 
deshalb der Regelfall. Abweichungen sind klar begrenzt. 
Das ist ausgewogen.

Übrigens wird nichts verhindert, auch nicht das seriel-
le, modulare oder systemische Bauen. Das ist kein Wider-
spruch. Im Gegenteil: Der Anteil der Gebäude im Fertig-
bau liegt inzwischen teilweise bei 22 Prozent. Wer beim 
Tag des THW gewesen ist, wird festgestellt haben, dass 
auch dort alle neuen Einrichtungen in der Halle vorgefer-
tigt werden. Deswegen sagen wir: Wir sorgen dafür, dass 
kleine Handwerksunternehmen und industrielle Unter-
nehmen bauen können – schneller, besser, effizienter. 
Wir machen Tempo. Das ist Vergaberecht auf der Höhe 
der Zeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte: für die AfD- 

Fraktion Enrico Komning.

(Beifall bei der AfD – Leif-Erik Holm [AfD]: 
Guter Mann!)

Enrico Komning (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

meine Herren Kollegen! Sehr geehrte Frau Staatssekretä-
rin! Zuerst das Positive – das muss ja auch mal sein –: Die 
Beschleunigung öffentlicher Vergabeverfahren ist rich-
tig, Frau Connemann. Die Anhebung der Freigrenze ist 
gut. Der Abbau von Dokumentationspflichten ist ein 
Schritt in die richtige Richtung, die Digitalisierung 
der Vergabe längst überfällig. Und dass die aufschie-
bende Wirkung bei Beschwerden entfällt, damit wich- 
tige Projekte nicht monatelang festhängen, das, Frau 
Connemann, ist vernünftig. Weniger Papier, weniger 
Stillstand, mehr Tempo – das unterstützen wir. Aber Sie 
haben gerade gesagt, das ginge nicht auf Kosten des 
Mittelstandes – wir denken, schon – und auch nicht auf 
Kosten des Handwerks und auf Kosten der Mehrheit der 
fleißigen Arbeitnehmer in diesem Land. Aber genau das 
droht mit diesem Gesetzentwurf, und deswegen werden 
wir ihn in dieser Form ablehnen. Ich werde Ihnen auch 
sagen, warum.

Die Bundesregierung will uns hier einlullen, indem sie 
vordergründig an der Fach- und Teillosvergabe festhalten 
will, eine Gesamtvergabe aber künftig einfach möglich 
wird, wenn zeitliche Gründe dies erfordern, wie – und 
jetzt hören Sie zu! – „bei der Durchführung von aus 
dem Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität 

finanzierten Infrastrukturvorhaben“. Ich denke, das ist 
sehr durchschaubar, Frau Staatssekretärin. Das werden 
wir so nicht mitmachen. Denn unter dem Vorwand der 
Beschleunigung wird hier wieder einmal Ideologie be-
trieben, und zwar grüne Ideologie. Der Grundsatz der 
losweisen Vergabe soll in Wahrheit aufgeweicht werden – 
für Klimaprojekte. Genau darum geht es Ihnen von den 
Regierungsfraktionen. Es geht Ihnen eben gerade nicht 
um Infrastruktur im Allgemeinen. Warum wohl sonst 
gibt es diese Verordnungsermächtigung in § 113 zu „ver-
pflichtenden Anforderungen über die Beschaffung klima-
freundlicher Leistungen“? Sie wollen grüne Leitmärkte 
schaffen. Sie wollen in Wahrheit marktwirtschaftliche 
Prinzipien weiter aushöhlen. Hören Sie auf damit! Sie 
haben unserem Land so schon viel zu viel Schaden zu-
gefügt.

(Beifall bei der AfD)
Und, Frau Connemann, was heißt es eigentlich, wenn 

Sie von einer Beschleunigung bei zeitlichen Gründen 
sprechen? Die findet man immer. Und damit haben wir 
genau das Gegenteil von dem, was Sie behaupten. Damit 
nämlich wird die Ausnahme zur Regel. Das ist keine 
Beschleunigung. Das ist ein Freifahrtschein für Großkon-
zerne, und das wollen wir nicht. Diese Regelung gehört 
gestrichen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Wer profitiert denn von den Gesamtvergaben in Mil-

lionenhöhe? Eben gerade nicht der Malermeister aus der 
Uckermark und auch nicht der Dachdecker aus Meck-
lenburg, nicht der regionale Mittelständler, der seine 
Leute kennt und Verantwortung trägt. Nein, Frau Staats-
sekretärin, profitieren werden die großen Anbieter, oft 
internationale Konzerne, die dann mit Dumpingpreisen 
in den Markt drängen. Das ist keine Modernisierung, 
das ist Missbrauch des Vergaberechts für grüne Ideo-
logien, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Beschleunigung? Ja, bitte. Aber nicht so. Was wir 

brauchen, ist „weniger Ideologie und mehr Vernunft“. 
Wir wollen schnellere Verfahren, aber keine Politik, die 
die Fleißigen, die Regionalen, die Mittelständler aus-
schließt. Deshalb sagen wir klar: Beschleunigung ja, Kli-
madogmatismus nein. Nur wer den Mittelstand stärkt, 
stärkt Deutschland, meine Damen und Herren.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte: für die SPD 

Mahmut Özdemir.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD):
Geschätzte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! 500 Milliarden Euro Sondervermögen, die 
Sportmilliarde und jüngst 3 Milliarden Euro für den Ver-
kehr sind jetzt beschlossen. Aber wann sehen die Men-
schen in unserem Land das, auch die, die jetzt auf der 
Tribüne sitzen? Wann können sie das anfassen? Erst 
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